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Zusammenstellung 

der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im 
3. Vierteljahr des Haushaltsjahres 1971 


Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1971 

An über- und ] 

außerplan- i 

mäßigen Aus- i 

gabemittein sind 
zugewiesen i 


Begründung 


DM 

DM 




1 I 2 I 3 , 4 


05 11 
526 01 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

7 663,90 ! Gerichts- und ähnliche Kosten 

Die überplanmäßige Ausgabe ist auf die bei Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans nicht vorherzusehenden Nota- 
riats- und sonstigen Ausgaben zurückzuführen, die aus Anlaß 
der Einräumung eines Oberflächenrechts gemäß Artikel 952 
des italienischen Zivilgesetzbuches für das Gebäude der 
Abteilung Rom des Deutschen Archäologischen Instituts, 
Via Sardegna 79, entstanden sind. 

I Einsparung bei Kap. 05 11 Tit. 512 01. 


06 01 
522 01 


06 01 
526 08 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


2 700,— 


3 000,— 


V erbrauchsmittel 


Der Titel 522 01 ist ab Haushaltsjahr 1969 im Rahmen der 
neuen Haushaltssystematik neu geschaffen worden. Der An- 
satz wurde bisher geschätzt. Im Laufe des Haushaltsjahres 
hat sich ergeben, daß die veranschlagten Haushaltsmittel vor 
allem zur Beschaffung von Arzneimitteln und sonstigen Sani- 
tätsverbrauchsmitteln für den Fürsorgearzt der obersten Bun- 
desbehörden nicht ausreichen. Die Mehrausgabe war unvor- 
hergesehen und zur Aufrechterhaltung des ärztlichen Dien- 
stes unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


500 000,— 


350 000,— 


Kosten der Studienkommission für die Reform des öffent- 
lichen Dienstrechts 


Die Studienkommission für die Reform des öffentlichen 
Dienstrechts ist am 11. Dezember 1970 auf Ersuchen des Deut- 
schen Bundestages gebildet worden. Sie hat als unabhän- 
gige Kommission den Auftrag, bis zum 31. Dezember 1972 
Vorschläge für eine zeitgemäße Entwicklung eines modernen 
öffentlichen Dienstrechts zu erarbeiten. Zur fristgemäßen 
Erfüllung des Auftrages ist es unerläßlich, für bestimmte 
Problcmberciche wissenschaftliche Untersuchungen durchfüh- 
ren zu lassen. Diese Untersuchungen sollen der Vorbereitung 
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An über- und 


Haushalts- 

außerplan- 

Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 


1971 

gabemittein sind j 

Tit. 


zugewiesen | 


DM 

DM 1 


112 ! 3 


Begründung 





06 10 
539 99 


06 15 
539 99 


06 33 
711 01 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

der Meinungsbildung der Kommission dienen. Entgegen der 
ursprünglichen Absicht, die Untersuchungen auf die Jahre 
1971 und 1972 etwa gleichmäßig zu verteilen, hat sich in 
der Zwischenzeit ergeben, daß zur Einhaltung des Termins 
der größte Teil der Untersuchungen bereits im Jahre 1971 
zum Abschluß kommen muß. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und auf Grund des 
der Kommission erteilten Auftrages und zur Einhaltung des 
Termins unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


45 000,— 


30 000,— 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Durch einen Verkehrsunfall am 1. Juli 1971 in Fleckeby bei 
Eckernförde, bei dem drei Personen verletzt wurden und an 
den beteiligten Personenkraftwagen Totalschaden entstand, 
ist der Bund zum Schadenersatz verpflichtet. 

Der Fremdschaden beträgt rd. 30 000 DM. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Schadens- 
regulierung aus rechtlichen Gründen unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


31 500,— 


21 000 ,— 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Zur Gewinnung qualifizierten Personals für die beim Bun- 
desverwaltungsamt eingerichtete EDV-Anlage waren in er- 
höhtem Umfang Stellenausschreibungen durchzuführen. Für 
Vorstellungsreisen und amtsärztliche Untersuchungen ent- 
standen daher höhere Kosten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrecht- 
erhaltung der Verwaltung unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 15 Tit. 422 01, 


1 000 ,— 


33 000,— 


Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 


Das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flücht- 
linge erhielt bisher die Wärme vom Sammellager für Aus- 
länder, das dem Freistaat Bayern untersteht, gegen Erstat- 
tung geliefert. Die Heizungsanlage des Sammellagers ist in- 
zwischen nicht mehr leistungsifähig. 

Durch den Neubau eines Fernheizwerkes in unmittelbarer 
Nachbarschaft des Bundesamtes und des Sammellagers durch 
die Stadt Zirndorf soll künftig das Sammellager und das 
Bundesamt getrennt mit Wärme versorgt werden. 

Das Finanzbauamt Nürnberg hat die Kosten für die abneh- 
mereigene übernähmestation für das Bundesamt und die 
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An über- und 



Haushalts- 

außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 



1971 

gabemittein sind 

Begründung 

Tit. 


zugewiesen 

i 

i 

DM 

DM 

1 

1 

1 1 

2 

1 3 

i 4 


06 35 
547 31 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


94 200 — 


I 


70 000,— i 

1 


i 


damit verbundenen Zusatzarbeiten auf über 33 000 DM 
errechnet. 

Die Mehrausgabe war zur Aufrechterhaltung des Dienst- 
betriebes unabweisbar. Sie war unvorhergesehen, weil we- 
der der Zeitpunkt der Fertigstellung der Fernheizung noch 
die Abnahmebedingungen feststanden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


Nichtaufteilbare sächliche Verwaltungsausgaben 


Anfang 1969 hat das zuständige Finanz'bauamt zur Schaffung 
eines ordnungsmäßigen Zustandes und zur Substanzerhal- 
tung des im Bundeseigentum stehenden Dienstgebäudes des 
Ostkolleges folgende Maßnahmen für unbedingt erforder- 
lich angesehen: 


a) Innenanstrich und 
Ausbesserungsarbeiten 

b) Außenanstrich 

c) Einbau von Doppelfenstern 

d) Verlegen von Teppichböden 


39 600,— DM 
25 300,— DM 
30 000,— DM 
33 000,— DM 


e) Unterhaltungsarbeiten an der Heizungs- 
und sanitären Installation 22 100, — DM 


150 000,— DM 


Die Arbeiten sollen in zwei Teilabschnitten durchgeführt 
werden. 


Die Ausgaben für den zweiten Abschnitt sind in den Haus- 
haltsentwurf 1972 aufgenommen worden. Die Durchführung 
I der Arbeiten des ersten Abschnitts sind für 1971 vorgesehen, 
i Die vom Finanzbauamt aufgestellte Baubedarfsnachweisung 
1 enthält die zur ordnungsgemäßen Durchführung des Lehr- 
I gangsbetriebes unabweisbaren Dringlichkeitsmaßnahmen: 

a) Einbau von Doppelfenstern 30 000 DM 

b) Innenanstrich und Ausbesserungsarbei- 
ten (hauptsächlich in Zimmern, in denen 

j Doppelfenster montiert werden) 23 500 DM 

c) Unterhaltungsarbeiten an der Heizungs- 
und sanitären Installation 16 500 DM 


zusammen 70 000 DM 


Die Lärmbelästigung durch Kraftfahrzeuge hat in den letzten 
Jahren derart zugenommen, daß Übernachtungen in den zur 
Straße „Am Stadtwaldgürtel" hin liegenden Räumen kaum 
noch zumutbar sind. Hier soll der Einbau von Doppelfern- 
stern Abhilfe schaffen. Die Heizungs- und Sanitäranlagen 
sind dringend reparaturbedürftig. Im vergangenen Winter 
war festgestellt worden, daß verschiedene Rohrleitungen 
durchgerostet sind und nur noch eine begrenzte Lebensdauer 
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Kap. 

Haushalts- 
! betrag 

1971 

DM 

An über- und ! 

' außerplan- 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen ! 

DM 1 

Begründung 

Tit. 

1 j 

2 

i 3 

4 



noch Einzel plan 06 

— Bundesminister des Innern — 


06 40 I 7 000 000,- 


681 06 


! haben. Die Durchführung der Arbeiten noch in diesem Jahr 
^ war daher unabweisbar. Die Kosten für die noch in diesem 
Jahr durchzuführenden Renovierungsmaßnahmen sind vom 
Finanzbauamt mit 70 000 DM angesetzt. 

Die Deckung dieser Ausgaben war ursprünglich wie folgt 
I vorgesehen: 

Bei Aufstellung des Haushalts 1971 sollten die Titelgruppen 
des Ostkollegs auf Vorschlag der Bundeszentrale aufgelöst 
I und die sächlichen Verwaltungsausgaben der Titelgruppe 
I „Für die Sacharbeit der Bundeszentrale" zugeordnet werden. 

I So hätten 1971 die erforderlichen Ausgaben für die Reno- 
vierung ohne Überschreitung der Plafondzahlen aus dem 
• deckungsfähigen Titel 532 21 entnommen werden können, 
j Die Neuordnung der Titelgruppen war jedoch aus haushalts- 
i mäßigen Gründen zurückgestellt worden. 

I Einsparung bei Kap. 06 35 Tit. 532 21. 

i 


16 800 000,- 


f 

Eingliederungshilfen an ehemalige politische Häftlinge 


■ Die finanziellen Auswirkungen der Leistungsverbesserungen 
I durch das Fünfte Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
i Häftlingshilfegesetzes waren bei Aufstellung des Bundes- 
I haushaltsplans 1971 noch nicht vorherzusehen. Die Mehr- 
ausgabe war unabweisbar, weil sie auf rechtlicher Verpflich- 
I tung beruht. Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind 
I über die Mehrausgabe mit Schreiben des Bundesministers 
i für Wirtschaft und Finanzen vom 17. August 1971 — F/II C 4 

I — J 4015 — 1/71 — unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

I 

i Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


I 

06 40 j 4 200 000,— 
681 07 i 


i I 

I I 


3 200 000,— 


j 

I 


Beihilfen zum Lebensunterhalt an Deutsche aus der sowje- 
tischen Besatzungszone Deutschlands und dem sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin 

Aufgrund des Dritten Unterhaltshilfe-Anpassungsgesetzes 
vom 27. April 1971 (BGBl. I S. 361) und des Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Flüchtlingshilfegesetzes vom 10. Mai 1971 
(BGBl. I S. 445) sind Leistungsverbesserungen eingetreten. 
Außerdem ist die Zahl der Berechtigten durch Einbeziehung 
des Jahrgangs 1906 (Frauen 1911) in die Berechtigung zum 
Empfang laufender Beihilfen angestiegen. Die veranschlagten 
Haushaltsmittel reichten daher nicht aus. Die Mehrausgabe 
war unvorhergesehen. Sie war unabweisbar, da sie auf 
rechtlicher Verpflichtung beruht. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind über die 
Mehrausgabe mit Schreiben des Bundesministers für Wirt- 
schaft und Finanzen vom 17. August 1971 — F/II C 4 — 
J 4015 — 1/71 — unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 
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Kap. 

Haushalts- 

betraq 

1971* 

DM 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM ! 

Begründung 

i 

Tit. 

1 1 

2 1 

3 1 

4 


06 42 
515 02 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


100 — 


700 — 


Geräte-, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände in 
Amts-, Dienst- und Werkdienstwohnungen 


Das Gaswerk in Bad Homburg hat die Benutzung des Gas- 
durchlauferhitzers in der Hausmeisterwohnung des Bundes- 
ausgleichsamtes wegen des Fehlens der Zündsicherung und 
anderer technischer Mängel untersagt. Die Aussonderung 
des störanfälligen Gerätes war für 1972 vorgesehen. Sie 
mußte durch die Auflagen des Gaswerkes aber bereits 1971 
vorgenommen werden. Die Ausgabe war daher unabweisbar 
und unvorhergesehen. 


Einsparung bei Kap. 06 42 Tit. 514 01. 


Einzelphan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 01 
513 01 


443 000,— I 


15 000,— 


Post- und Fernmeldegebühren 


Der z. Z. bestehende untragbare Zustand hinsichtlich der 
Unterbringung zahlreicher Dienstangehöriger konnte durch 
die Anmietung der in unmittelbarer Nähe des BML liegenden 
beiden Häuser in einem gewissen Umfang gebessert werden. 
Die veranschlagten Mittel reichten jedoch nicht aus, um den 
durch die Anmietung für Post- und Fernmeldegebühren ent- 
standenen Bedarf bei dem Ansatz aufzufangen. Bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1971 war nicht vorher- 
zusehen, daß das Mietobjekt angeboten würde. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die Schaffung erträg- 
licher Arbeitsbedingungen zur Aufrechterhaltung der Ver- 
waltung zwingend notwendig war. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 882 32. 


10 01 
515 01 


120 000 ,— 


i 


93 000,— 


Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 
Maschinen für Verwaltungszwecke 


Der z. Z. bestehende untragbare Zustand hinsichtlich der 
Unterbringung zahlreicher Dienstangehöriger konnte durch 
die Anmietung der in unmittelbarer Nähe des BML liegen- 
den beiden Häuser in einem gewissen Umfang gebessert wer- 
den. Die veranschlagten Mittel reichten jedoch nicht aus, um 
den durch die Anmietung bei dem Ansatz für Geräte und 
Ausstattungsgegenstände entstandenen Bedarf aufzufangen. 
Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 war nicht 
vorherzusehen, daß das Mietobjekt angeboten würde. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die Schaffung erträg- 
licher Arbeitsbedingungen zur Aufrechterhaltung der Ver- 
waltung zwingend notwendig war. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 882 32. 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1971 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

Begründung 


DM 

DM 


1 ! 

2 

; 3 

4 


noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 

10 01 ' 75 600, — 7 000, — Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

517 01 Der z. Z. bestehende untragbare Zustand hinsichtlich der 

I I Unterbringung zahlreicher Dienstangehöriger konnte durch 

I die Anmietung der in unmittelbarer Nähe des BML liegenden 

I I beiden Häuser in einem gewissen Umfang gebessert wer- 

I den. Die veranschlagten Mittel reichten jedoch nicht aus, um 

den durch die Anmietung entstandenen Bedarf an Bewirt- 
I schaftungskosten aufzufangen. Bei der Aufstellung des 

! Bundeshaushaltsplans 1971 war nicht vorherzusehen, daß das 

Mietobjekt angeboten würde. 

I I Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die Schaffung erträg- 

j lieber Arbeitsbedingungen zur Aufrechterhaltung der Ver- 
waltung zwingend notwendig war. 

' ; i 

1 Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 882 32. 


10 01 113 500, — 32 000, — I Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 

518 01 I Der z. Z. bestehende untragbare Zustand hinsichtlich der 

' Unterbringung zahlreicher Dienstangehöriger konnte durch 

die Anmietung der in unmittelbarer Nähe des BML liegenden 
1 I beiden Häuser in einem gewissen Umfang gebessert wer- 

den. Die veranschlagten Mittel reichten jedoch nicht aus, um 
die zusätzlichen Mietausgaben aufzufangen. Bei der Aufstel- 
I ! lung des Bundeshaushaltsplans 1971 war nicht vorherzuse- 

hen, daß das Mietobjekt angeboten würde. 

I i Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die Schaffung erträg- 

licher Arbeitsbedingungen zur Aufrechterhaltung der Ver- 
waltung zwingend notwendig war. 

! ; Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 882 32, 

10 01 90 000, — I 40 000, — Gerichts- und ähnliche Kosten 

526 01 I Der Mehrbedarf beruht auf fälligen Prozeßkosten und An- 

I waltsgebühren aus Gerichtsverfahren. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil Anfall und 
I i Höhe der Kosten bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 

1971 nicht vorausgesehen werden konnte. Sie war unabweis- 
bar, weil die Zahlungen auf Grund rechtlicher Verpflichtun- 
I gen zu leisten waren. 

Einsparung bei Kap, 10 02 Tit. 686 01. 

i ' 

10 01 15 000, — 1 0 000, — i Vermischte Verwaltungsausgaben 

j I 

539 99 ! Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß zahlreiche 

Schreibkräfte gesucht sowie Stellen des gehobenen und des 
I I höheren Dienstes wiederbesetzt werden mußten. Im Inter- 

esse der Gewinnung geeigneter Kräfte mußten die Aus- 
I I Schreibungen wiederholt und Vorstellungsreisen in größerer 
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An über- und 



Haushalts- 

außerplan- 


Kap. 

betrag 

1971 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 

Tit. 


zugewiesen 



DM 

DM 



2 I 3 i 4 


noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft undForsten — 

Zahl angeordnet werden. Die Mehrausgabe war unvorher- 
gesehen; sie war zur Aufrechterhaltung der Verwaltung un- 
abweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 686 01. 


10 02 
514 73 


955 000 — 


136 800,— 


Haltung von Fischereischutzbooten 


Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe für die 
Instandsetzung des Fischereischutzbootes „Poseidon", das 
während seines Einsatzes südlich von Kap Fareval (Grön- 
land) in der Zeit vom 15. bis 17. Januar 1971 in einem 
schweren Sturm (bis zur Orkanstärke) erheblich beschädigt 
wurde. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 652 06. 


10 02 


apl. 
683 02 


12 000 000 ,— 


Zuschüsse zur Durchführung von Maßnahmen für den Pro- 
duktionsbereich Obst und Gemüse auf Grund der Freigabe 
des Wechselkurses der Deutschen Mark ab 10. Mai 1971 


Die Freigabe des Wechselkurses der Deutschen Mark ab 
10. Mai 1971 hat im Marktbereich Obst und Gemüse, der 
von einem Überangebot gekennzeichnet ist, zu Preissenkun- 
gen geführt, weil Waren aus den übrigen Mitgliedsstaaten 
der EG und aus dritten Ländern billiger eingeführt werden 
konnten. 

Das vom Rat und von der Kommission der EG beschlossene 
Grenzausgleichssystem, das an die gemeinsame Rechnungs- 
einheit gebunden war, konnte die Erzeuger und Verarbeiter 
nicht vor sämtlichen Auswirkungen der Währungsentschei- 
dung schützen. Bei einer Abweichung von 3 v. H. von der 
festgelegten Parität — bei einer Abweichung gegenüber den 
Niederlanden von 1 v. H, — ergaben sich rechnerisch je 
Monat freier Wechselkurse währungsbedingte Erlösminde- 
rungen in Höhe von 4,7 Millionen DM. Solche Einkommens- 
minderungen wurden durch Beihilfen an landwirtschaftliche 
Erwerbsobsterzeuger und Erwerbsgemüseerzeuger sowie an 
Obst- und Gemüseverarbeitungsbetriebe abgewendet. Die 
Beihilfen richteten sich nach der Zahl der Erwerbstätigen je 
Betrieb. Die Freigabe des Wechselkurses und ihre Folgen 
waren im Zeitpunkt der Verabschiedung des Haushaltsgeset- 
zes 1971 nicht vorhergesehen. Die Abwendung von Einkom- 
mensminderungen infolge der Wechselkursfreigabe war zur 
Aufrechterhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Obst- und Gemüsewirtschaft, die sich in sehr schwieriger 
wirtschaftlicher Lage befindet, unabweisbar erforderlich. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind über die 
apl. Ausgabe mit Schreiben des Bundesministers für Wirt- 
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10 02 

apl. 
86 202 


10 03 

apl. 
683 80 


! Schaft und Finanzen vom 20. August 1971 — F/II B 3 — 
I E 4500 — 20/71 — unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

i 

! Deckung durch eine apl. Einnahme bei Kap. 10 02 Tit. 

I apl. 134 01. 


8 000 000, — Darlehen zur Bildung von Stabilisierungsfonds für Eier und 
Geflügel auf Grund der Freigabe des Wechselkurses der 
: Deutschen Mark ab 10. Mai 1971 

Die Freigabe des Wechselkurses der Deutschen Mark ab 
10. Mai 1971 hat im Marktbereich Eier und Geflügel der von 
i einem Überangebot gekennzeichnet ist, zu Preissenkungen 
j geführt, weil Waren aus den übrigen Mitgliedsstaaten der EG 
und aus dritten Ländern billiger eingeführt werden konnten. 
Das vom Rat und von der Kommission der EG beschlossene 
I Grenzausgleichssystem, das an die gemeinsame Rechnungs- 
einheit gebunden war, konnte die Eier- und Geflügelwirt- 
schaft nicht vor sämtlichen Auswirkungen der Währungsent- 
scheidung schützen. Bei einer Abweichung von 3 v. H. der 
festgelegten Parität — bei einer Abweichung gegenüber den 
Niederlanden von 1 v. H. — ergaben sich rechnerisch je 
Monat freier Wechselkurse währungsbedingte Erlösminde- 
rungen in Höhe von 1,9 Millionen DM bei Eiern und Geflü- 
gel. Solche Einkommensminderungen wurden dadurch abge- 
wendet, daß Bundesdarlehen in Höhe von jeweils 4 Mil- 
lionen DM zur Bildung von Stabilisierungsfonds für Eier 
und Geflügel gewährt wurden. Die Freigabe des Wechsel- 
kurses und ihre Folgen waren im Zeitpunkt der Verabschie- 
dung des Haushaltsgesetzes 1971 nicht vorgesehen. Die Ab- 
wendung von Einkommensminderungen durch die Wechsel- 
kursfreigabe war zur Aufrechterhaltung der Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Eier- und Geflügelwirtschaft, die sich 
in sehr schwieriger wirtschaftlicher Lage befindet, unab- 
weisbar erforderlich. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind über die 
apl. Ausgabe mit Schreiben des Bundesministers für Wirt- 
schaft und Finanzen vom 20. August 1961 — F/II B 3 — 
E 4500 — 20/71 unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Deckung durch eine apl. Einnahme bei Kap. 10 02 Tit. 
apl. 134 01. 


4 800, — I Gewährung von Berichtigungsbeträgen bei der Einfuhr von 
Milcherzeugnissen und von Milchfett enthaltenden Lebens- 
mittelerzeugnissen 

Durch den Verlust von Zollpapieren auf dem Wege vom 
ZA Aachen-Bhf.-West zum HZA Hamburg- Jonas konnte der 
Antrag einer Firma auf Gewährung von Berichtigungsbeträ- 
gen für eingeführte Butter erst nach Vorlage einer beglaub- 
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10 03 

apl. 
683 84 


10 07 ' 

1 

812 01 i 


10 08 3 000,— 

539 99 



ten Fotokopie der Zollanmeldung bearbeitet werden. Dieser 
Sachverhalt konnte bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplanes 1971 nicht vorhergesehen werden. 

Die Ausgabe war unabweisbar, da auf Grund der EWG-Ver- 
ordnung ein Rechtsanspruch auf Zahlung der Berichtigungs- 
beträge besteht. 

Einsparung bei Kap. 10 03 Tit. 683 83. 


360 000, — Abwicklung von Verwaltungsstreitverfahren wegen Gewäh- 

rung von Margarinesubvention 1951 

Das Verwaltungsstreitverfahren zwischen der Firma Nord- 
deutsche Ölmühlenwerke GmbH und der Einfuhr und Vor- 
ratsstelle für Fette ist im Wege eines Vergleichs abgeschlos- 
sen worden. Die erforderlichen Ausgaben waren unvorher- 
gesehen und zur Erfüllung dieses Vergleichs unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 03 Tit. 683 83. 


1 400, — Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen im Inland für Verwaltungszwecke 

Ein im Haushaltsjahr 1970 bestelltes Fernschreibgerät konnte 
wegen der außerordentlich langen Lieferfristen erst im Juli 
1971 geliefert werden. Die hierfür im Haushaltsplan 1970 
veranschlagten und übertragenen Ausgaben reichten zur 
Bezahlung des Geräts infolge der zwischenzeitlich eingetre- 
tenen Preiserhöhungen nicht mehr aus. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Erfüllung 
der eingegangenen Verpflichtung unabweisbar. Die Mittel 
waren überplanmäßig bereitzustellen, weil für diesen Zweck 
im Haushaltsjahr 1971 keine weiteren Ausgaben vorgesehen 
waren. 

Einsparung bei Kap. 10 07 Tit. 514 02. 


2 600, — I Vermischte Verwaltungsausgaben 

i Dienstkraftfahrzeuge des Bundessortenamtes waren an drei 
I Verkehrsunfällen beteiligt. Da die Unfälle von den zum Fah- 
ren von Dienstkraftfahrzeugen ermächtigten Dienstangehöri- 
gen (technischen Angestellten) durch geringfügige Verstöße 
gegen die Straßenverkehrsordnung verursacht wurden, wa- 
ren die Sachschäden an den privateigenen Kraftfahrzeugen 
den Fahrzeughaltern zu erstatten. 

Einsparung bei Kap. 10 08 Tit. 514 01. 


10 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlpe riode 


Drucksache VI/2945 


Kap. 

Tit. 


1 I 


10 16 
518 01 


10 17 
711 01 


10 23 j 
527 02 I 


12 02 
646 02 


Haushalts- 

betrag 

1971 

DM 


An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 


2 1 3 


Begründung 



4 


noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


61 600,— : 60 000, — Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 

Unvorhergesehener und unabweisbarer Mehrbedarf infolge 
Erhöhung der Miete für die Diensträume und Garagen der 
Bundesanstalt für Fleischforschung in Kulmbach von 1. Ja- 
nuar 1971 an. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 685 61. 


20 000, — Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

Mehrausgabe für den Einbau von vollautomatischen Fahr- 
korbtüren für die in der Bundesforschungsanstalt für Lebens- 
mittelfrischhaltung in Karlsruhe und im Strahleninstitut 
Leopoldshafen vorhandenen Personenaufzüge auf Grund der 
Feststellungen des Gewerbeaufsichtsamtes Karlsruhe vom 
12. Februar 1971, 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und zur Vermeidung 
von Unfällen unabweisbar. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung an- 
gerechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 10 17 Tit. 519 01. 


3 000,— 


I 


4 700,— 


Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 


Teilnahme des Leiters der Bundesforschungsanstalt für 
Rebenzüchtung an den Veranstaltungen des Internationalen 
Amtes für Rebe und Wein (IWO) in Mendoza/Argentinien 
und Santiago de Chile im März 1971 sowie Chiele im März 
1971 sowie Varna/Bulgarien im September 1971 als Regie- 
rungssachverständiger und Vertreter des Bundesministe- 
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. Die Dienst- 
reisen waren unvorhergesehen und zur Wahrnehmung der 
Bundesinteressen unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 685 61. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr 

185 000, — 54 336,86 Erstattung der Kosten für Schiffssidierheitsaufgaben des Bun- 

des an die Binnenschiffahrts-Berufsgenossenschaft 

i 

Nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Aufgaben des Bundes 
auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt vom 15. Februar 1956 
, (BGBl. II S. 317) hat der Bund die Selbstkosten für die 
Überwachung der Schiffssicherheit auf Bundeswasserstraßen 
! I zu tragen. Mit der Überwachung ist neben den Behörden der 
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12 02 ' 112 000 000 .— 
682 07 ' 


12 02 2 500 000,-1 

697 03 i 


12 09 647 800,— 

517 01 I 


Wasser- und Schifffahrtsverwaltung durch Verordnung vom 
I 12. April 1956 (BGBl. II S. 483) die Binnenschiffahrts-Berufs- 
I genossenschaft beauftragt. Ihr werden die angefallenen 
Kosten jährlich nachträglich erstattet. Für die Zeit vom 
• 1. Januar bis 31. Dezember 1970 hat die Binnenschiffahrts- 

I Berufsgenossenschaft die Kostenrechnung einschließlich An- 
! läge über 239 336,86 DM vorgelegt. 

, Im Haushaltsjahr 1971 sind bei Kap. 12 02 Tit. 646 02 für den 
vorgenannten Zweck jedoch nur Haushaltsmittel in Höhe 
von 185 000, — DM veranschlagt. 

Bei der Aufstellung des Bundeshaushalts 1971 konnte noch 
nicht mit einem Mehrbedarf gerechnet werden, 

j Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil sie auf rechtlicher 
I Verpflichtung beruht. 

I Einsparung innerhalb des Epl. 12 


2 500 000, — ' Betriebsbeihilfe für Verkehrsbetriebe zur Verbilligung von 
Gasöl zum Betrieb schienengebundener Fahrzeuge 

! Mehr infolge unvorhergesehenen erhöhten Verbrauchs an 
Gasöl. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. 

Kassenmäßige Einsparung innerhalb des Epl. 12. 


2 900 000, — I Abwrackhilfen für Küstenmotorschiffe bis zu 300 BRT 

I 

Mehr für die Gewährung von Abwrackhilfen für Küsten- 
I motorschiffe. Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da bei 
der Aufstellung des Bundeshaushalts 1971 nicht mit einer 
I derart großen Zahl von Antragstellern, die die Vorausset- 
I Zungen für die Auszahlung der Abwrackhilfe erfüllen, ge- 
I rechnet werden konnte. Sie war unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 892 02. 

j 

190 000, — I Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

j Mehr infolge erheblicher Preissteigerungen, insbesondere 
für Heizungskoks, Gas, Wasser und Elektrizität, sowie in- 
folge Erhöhung der Gebühren für die Müllabfuhr und der 
Kosten für die Bewachung der Dienstgebäude durch ein ge- 
werbliches Unternehmen. Die Mehrausgabe war unvorher- 
gesehen und unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 
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630 000 — 


i 


66 500 — ; 


! 


72 000, — . Herstellung und Herausgabe amtlicher Seekarten und amt- 
' lieber nautischer Veröffentlichungen 


I 


! 

i 


I 

I 

35 000,— ; 


Mehr infolge erhöhter Anforderung von Seekarten, Seehand- 
büchern und sonstigen amtlichen nautischen Veröffentlichun- 
gen sowie infolge erheblicher Preissteigerungen im graphi- 
schen Gewerbe und in der Papierindustrie. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, weil das Deutsche Hydrographische Institut gesetzlich 
verpflichtet ist, diese für die Navigation unerläßlichen Hilfs- 
mittel der Schiffahrt zur Verfügung zu stellen. 

Einsparung bei Kap. 12 09 Tit. 515 54 und Tit. 547 54. 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


I Wegen der Neuordnung der Arbeitszeit und der Pausenzei- 
ten für das FS-Betriebs- und technische Personal ist ein stark 
erhöhter Bedarf entstanden, der nur dadurch gedeckt werden 
I konnte, daß Fachkräfte durch Zeitungsinserate angeworben 
wurden. Außerdem mußten mehrere Stellen für Büro- und 
Schreibkräfte ausgeschrieben werden. Die Arbeitsämter wa- 
! ren nicht in der Lage, geeignete Arbeitskräfte zu vermitteln. 
I Zur dringenden Besetzung dieser Personallücken war es 
I unabweisbar, Mehrausgaben für Zeitungsanzeigen zur Wer- 
bung von Personal zu leisten. Die Mehrausgabe war unvor- 
hergesehen. Deckung gemäß § 5 Abs. 2 HG 1971 ist in An- 
I Spruch genommen worden. 

I Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 514 05. 


100 ,— 


1 000 ,— 


Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände in Amts-, 
Dienst- und Werkdienstwohnungen 


! Die Werkdienstwohnung des Hausmeisters des Luftfahrt- 
i Bundesamtes ist mangels einer Waschküche mit einer Wasch- 
I maschine ausgestattet. Diese Maschine ist nach langjährigem 
I Betrieb unbrauchbar geworden. Reparaturen konnten nicht 
j mehr durchgeführt werden. Die Waschmaschine mußte daher 
ersetzt werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war zur Erhal- 
i tung der Wohnungsausstattung unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 
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Einzelplan 13 — Bundesnünister für das Post- und Fernmeldewesen — 


13 03 ' 6 524 000 — 

89101 , 


995 000, — Zuweisung zur Kapitalausstattung aus dem Gewinn zur teil- 
weisen Deckung von Investitionen 

Die Mehrausgabe diente zur Dedcung von Mehrkosten, die 
der Bundesdrudcerei bei der Ersatzbesdiaffung von Maschi- 
nen aufgrund nach der Veranschlagung eingetretener Preis- 
erhöhungen entstanden sind. Sie konnten wegen des über- 
alterten Maschinenparks der Bundesdruckerei und zur Auf- 
rediterhaltung der Leistungsfähigkeit des Betriebes nicht 
durch Aufschieben von Investitionsmaßnahmen aufgefangen 
werden. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar und in Anbetracht 
der Preisentwicklung unvorhergesehen. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen — 


27 01 
526 02 


I 


27 01 
527 01 


120 000,— I 




2 000, — I Kosten für Sachverständige 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß im Zusam- 
, menhang mit der akustischen Verbesserung des Sitzungs- 
saales im Bundeshaus Berlin der Auftrag für ein Fachgutach- 
ten vergeben werden mußte. 

Die Notwendigkeit eines Fachgutachtens ergab sich erst im 
Dezember 1970; im Entwurf des Bundeshaushaltsplanes 1971 
konnten daher entsprechende Mittel nicht mehr vorge- 
sehen werden. 

Die Unabweisbarkeit der Ausgabe beruht darauf, daß ohne 
das Gutachten die vorgesehenen Maßnahmen zur akustischen 
Verbesserung des Sitzungssaales nicht hätten durchgeführt 
werden können. 

Einsparung innerhalb des Einzelplanes 27. 

I 

20 000, — I Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 

Die Mehrausgabe beruht insbesondere auf unabweisbar er- 
forderlichen Dienstreisen zwischen Bonn und Berlin auf 
Grund der deutschlandpolitischen Entwicklung. 

I Einsparung innerhalb des Einzelplanes 27. 


Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 

1 835 000, — Verminderung des finanziellen Betriebsrisikos von Demon- 
strationskernkraftwerken 

Das finanzielle Betriebsrisiko von Demonstrationskernkraft- 
werken wird zu 90 ®/o vom Bund abgedeckt. Es wurde auch 
im Haushaltsjahr 1971 lediglich ein Leertitel ausgebracht, da 
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noch Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 

; nicht vorauszusehen war, ob und wann Betriebsverluste ent- 

stehen werden. 

Nach Angaben der Kernkraftwerk hingen GmbH (KWL) — 
geprüft durch die Treuarbeit — entstand im Jahre 1970 ein 
negativer Jahresroherfolg von 369 375,01 DM, von dem der 
Bund 332 437,51 DM übernehmen mußte. Die Zahlung der 
Bundesmittel hatte zu erfolgen, falls die Liquiditätslage der 
KWL dies erforderte. Dieser Fall trat Ende August 1971 ein. 

; Darüber hinaus wurde zu diesem Zeitpunkt auch eine Vor- 

auszahlung von rd. 1,5 Millionen DM auf den Teilausgleich 
des im Jahre 1971 sich abzeichnenden negativen Jahresroher- 
folges fällig. Die Ausgaben waren unvorhergesehen und 
unabweisbar. 

I Einsparung innerhalb des Einzelplans 31. 

31 05 99 100 000, — 18 100 000, — Brennstof fkreislauf — Förderung der Entwicklung und Be- 

herrschung 

683 25 

Aufgrund des am 4. März 1970 in Almelo Unterzeichneten 
Übereinkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland, 
den Niederlanden und Großbritannien über Zusammenarbeit 
bei der Entwicklung und Nutzung des Gasultrazentrifugen- 
verfahrens zur Herstellung von angereichertem Uran sind 
vom Bund für nationale und internationale Programme Aus- 
gaben zu leisten. Nach der Planung von 1969, welche die 
Jahre 1970 bis 1973 umfaßte, betrug der Gesamtbetrag der 
Kosten 269,3 Millionen DM. Die Erweiterung des Planungs- 
! Zeitraumes auf die Jahre bis 1975, die Schaffung rechtzeitiger 

! Anreicherungskapazität und die Überarbeitung des nationa- 

' len Entwicklungsprogramms aufgrund der Hinweise über den 

Entwicklungsstand der Partnerstaaten verursachten eine Ko- 
stenerhöhung auf 620,4 Millionen DM, um der BRD eine an- 
I ! gemessene Stellung in der vereinbarten internationalen Zu- 

' I sammenarbeit zu sichern. Der Mehrbedarf gegenüber der Ko- 

slenschätzung vom Dezember 1969 war unvorhergesehen und 
j auf Grund der Verpflichtungen aus dem Vertrag von Almelo 

I unabweisbar. 

I Im Jahre 1971 waren bei Kap. 31 05 Tit. 683 25 für das GUZ- 

I Projekt 75,8 Millionen DM veranschlagt. Es mußten jedoch 

j Ausgaben in Höhe von 103,9 Millionen DM geleistet werden, 

I j so daß ein Mehrbedarf von insgesamt 28,1 Millionen DM ent- 

I stand, der durch die Inanspruchnahme eines Ausgaberestes 

! von 10 Millionen DM und durch eine üpl. Ausgabe von 

; 18,1 Millionen DM gedeckt wurde. Eine wenigstens teil- 

i weise Deckung des Mehrbedarfs für das GUZ-Projekt aus 

dem vorhandenen Gesamtansatz bei Kap. 31 05 Tit. 683 25 
war wegen anderer dringender Vorhaben auf dem Gebiet des 
; Brennstoffkreislaufs nicht möglich. Der Deutsche Bundes- 

i tag und der Bundesrat sind über die Mehrausgabe mit Schrei- 

i ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 

I 4. Mai 1971 — II B/6 FO 0546 — 3/71 II — unterrichtet wor- 

den (§ 37 Abs. 4 BHO). 

i i 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 31. 
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Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

10 000, — Rückzahlung erhobener Gebühren im Interzonenhandel 

Der Bund hat in der Zeit von 1949 bis 1951 im Interzonen- 
! handel Gebühren erhoben, von denen ein Teil der Treuhand- 
stelle für den Interzonenhandel, der andere Teil dem Bund 
zugeflossen ist. 

Die Erhebung der Gebühren zugunsten der Treuhandstelle 
i ist durch Urteil des Bundesverwaltungsgerichts für unzuläs- 
sig erklärt worden, da es hierfür an einer gesetzlichen Grund- 
lage fehlte. Aufgrund dieser Entscheidung ist von einem 
von der Gebührenerhebung betroffenen Unternehmen auch 
die Rückzahlung der zugunsten des Bundes erhobenen Ge- 
; bühren in Höhe von 17 707,36 DM beantragt worden. Diese 
Forderung war vom Bund zunächst abgelehnt worden. Zur 
Vermeidung eines für den Bund nicht aussichtsreichen Rechts- 
streites ist eine vergleichsweise Regelung dahin gehend ge- 
troffen worden, daß der Bund von den von diesem Unter- 
nehmen gezahlten Gebühren 10 000, — DM zurückerstattet, 
während das Unternehmen auf weitergehende Ansprüche 
verzichtet. 

Mittel für diese Ausgabe standen nicht zur Verfügung. Die 
i Ausgabe mußte daher außerplanmäßig geleistet werden. Sie 
war unabweisbar und unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 01. 


Nachrichtlich 

(aus formalen Gründen als überplanmäßige Haushaltsausgabe behandelt) 


60 02 
915 01 


1 000 000 000, — I Zuführungen an Konjunkturausgleichsrücklagen 

^ Aufgrund des Beschlusses der Bundesregierung vom 9. Mai 
' 1971 und einer anschließenden Vereinbarung mit den Län- 

dern sind nach § 7 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 (BGBl. I 
S. 582) den Konjunkturausgleichsrücklagen des Bundes im 
Haushaltsjahr 1971 zusätzliche Mittel aus Mehreinnahmen 
an Steuern bis zu 1 000 Millionen DM zuzuführen. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind über die 
Ausgaben mit Schreiben des Bundesministers für Wirtschaft 
und Finanzen vom 20. September 1971 — F/II A 5 — 
AF 1011 — 32/71 — unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 
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